
Hinten runter Karikatur: Luff
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Die Zeitung zumUS-Waffenrecht:
„Präsident Barack Obama, der sich –
wie eine Mehrheit der Amerikaner
auch – vehement für schärfere Gesetze
starkmachte, hat eine schwere politi-
scheNiederlage erlitten. Er wird es ver-
kraften. Schlimmer ist, dass die meis-
ten Republikaner, aber auch einige De-
mokraten, im Senat schlicht zu feige
waren, es mit den mächtigen Waffen-
lobbyisten von der National Rifle As-
sociation aufzunehmen.“

Die Berliner Zeitung zur Frauenquote:
„In dieser Frage hätte es gar nicht viel
Mut gekostet, standhaft zu bleiben –
um der Selbstachtung willen und aus
Respekt vor demMandat des Abgeord-
neten. Es ist immer auf Zeit geliehen.
Auch noch so strenge Partei- und Frak-
tionsdisziplin vermögen den Aufent-
halt im Parlament nicht zu verlän-
gern, wenn sich bei Wählern der Ein-
druck verfestigt, Parlamentarier lassen
sich ihre Überzeugungen abkaufen.
Frauen, die stillhalten, nutzen der
Gleichstellungspolitikwenig.“
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● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

Die Zeitung zum Frühjahrsgutachten:
„Es ist bemerkenswert, wie sich die
deutsche Wirtschaft seit Jahren zu be-
haupten weiß. Neidvoll blicken südeu-
ropäische Krisenstaaten auf die pros-
perierende Bundesrepublik mit ihren
gefüllten Sozialkassen, der niedrigen
Arbeitslosigkeit und den sprudelnden
Steuereinnahmen. Doch ist der Blick
auf andere immer auch ein Blick auf
sich selbst, der eigene Fehler offenbart.
Aus dieser Einsicht kann Kraft zur
Veränderung gewonnen werden. Dies
gilt auch hierzulande für diejenigen,
die meinen, nur jammern zu müssen.
Sie tun dies auf hohemNiveau.“

Die Zeitung zur Zypern-Abstimmung:
„Wenn das aber so ist, wenn die Zu-
stimmung des Bundestages alternativ-
los ist – nicht, weil es keine Argumen-
te dagegen gäbe, sondern weil sie als
unumgänglich zum Erhalt der Ver-
hältnisse in Politik und Finanzwelt
gilt – dann ist das schwer errungene
Mitwirkungsrecht des Bundestages
nichts wert. Man könnte auch sagen:
Es handelt sich um Erpressung der
Volksvertretung. Sie hat eine formale,
kein materielle Mitsprache. So werden
Parlamentsvoten zu Akten einer
Scheindemokratie. Das aber ist der Bo-
den, auf dem zwielichtige Parteien wie
die Alternative für Deutschland gedei-
hen. Und die Demokratie verdorrt.“
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●➲ Kultur-Tipp
Ob Oper, Schauspiel oder Musical: Die
Kritiken unserer Kulturredaktion zu den
aktuellen Inszenierungen in Regensburg
und der Region finden Sie auf unserer
Sonderseite im Internet unter

www.mittelbayerische.de/logenplatz

●➲ Video des Tages

Diskutieren Sie mit uns weiter unter
www.mittelbayerische.de/facebook

In Afghanistan, demweltgrößten Opi-
um-Produzenten, sind etwa anderthalb
MillionenMenschen drogenabhängig,
darunter 300 000 Kinder.
www.mittelbayerische.de/video

Alice Schwarzer und Ur-
sula von der Leyen sind
sich einig: Sexuelle Beläs-
tigung sollte geächtet
werden. Zu lesen ist ihre
Meinung im Buch „Es
Reicht!“.

●➲ Meistgelesen

01 FeuerAuf der A 93 bei Seedorf
muss amMittwochabend ein Fahrer
mit ansehen, wie sein VW-Golf in Flam-
men aufgeht.
02 Sicherheit Nach dem tödlichen Un-
fall am Regensburger Bahnhof fordern
Kritiker eine bessere Einstiegssituation.
03 Fußball Auf einer Pressekonferenz
des SSV Jahn Regensburg kommt es
zwischen UlrichWeber und Franz Ger-
ber zum Eklat.
04 Verkehr Ein Riedenburger tarnt ei-
nen Nistkasten als Blitzer.
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Reaktionen der User

Warummacht die von der Leyen nicht
mal das, wofür sie bezahlt wird?! Anna

Richtig so. GrapschendeMachos in
Chefetagen werden schon viel zu lange
geduldet. Markus

Wann kommt das Buch für rechtlose
Väter? Man sollte die Scheuklappen,
auchmal ablegen! Aber Selbstkritik tut
weh. Sascha

-Thema
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ieder ein-
mal findet
in diesen

Tagen in Italien eine
Schicksalsentschei-
dung statt. Knapp zwei
Monate sind seit der
Parlamentswahl ver-
gangen, seither warten
die Italiener auf die Bil-
dung einer Regierung,
die bislangwegen der
starren Positionen der
Parteien ausgeblieben ist.

Jetzt soll dieWahl des Staatspräsi-
denten Bewegung in die politische Blo-
ckade bringen. Der neue Staatspräsi-
dent kann entweder einMandat zur
Regierungsbildung erteilen, oder aber,
wenn sichweiter keineMehrheiten
finden, das Parlament auflösen und
Neuwahlen ansetzen.

Doch der desaströse Eindruck, den
Italiens Politik seitMonaten abgibt,
dauert an. Die beiden größten traditio-
nellen Parteienmit ihren politischen
Führern Pierluigi Bersani und Silvio
Berlusconi hatten sich zunächst auf
den ehemaligen Christdemokraten
und Ex-Gewerkschaftsführer Franco
Marini als gemeinsamenKandidaten
geeinigt. Er erreichte im erstenWahl-
gang amDonnerstag diemeisten Stim-
men, aber nicht die notwendige Zwei-
drittel-Mehrheit. DieWahl des Staats-
präsidenten ist damit wieder offen.

Das ScheiternMarinis im ersten
Wahlgang ist auch ein Scheitern der
politischenNomenklatur Italiens. PD-
Chef Bersani und PdL-Präsident Berlu-
sconi hatten sich auf seine Kandidatur
geeinigtmit folgendenHintergedan-
ken:Mariniwürde als Staatspräsident
niemandemwehtun, auch demum-
strittenen Ex-Premier Berlusconi
nicht, der sich für ihn als Kandidaten
starkgemacht hatte. Viele Beobachter
erwarteten angesichts der Einigung
zwischen Sozialdemokraten, Berlusco-
ni-Partei, Lega Nord und derMonti-
Partei die Bildung einer großenKoali-
tion oder die Duldung einer von Bersa-
ni geführtenMinderheitsregierung.
Doch diese Optionen sind nunwieder
inweite Ferne gerückt. Frühestens ab
Freitagabend istmit einemErgebnis
zu rechnen. Ab dem viertenWahlgang
genügt die einfacheMehrheit zur

W Wahl des Staatspräsi-
denten.
Die zunächst erfolglo-
se Kandidatur des ehe-
maligen Senatspräsi-
dentenMarini, der
demkonservativen
Flügel der Bersani-Par-
tei Partito Democratico
(PD) angehört, ist sym-
bolisch für die Unbe-
weglichkeit der italie-
nischen Politik. Die

Kandidaturwar Ergebnis des traditio-
nellen Kuhhandels unter den Parteien.
Dieser Kuhhandel hat den Parteien
bislang ihre Pfründe gesichert, aber
nicht die Probleme des Landes gelöst.

Stattdessenwäre ein politischer
Aufbruch ausgehend von derWahl
des Staatspräsidenten dringend not-
wendig. Italien kann sich einerseits
glücklich schätzen, dassmitMario
Draghi einMann an den Schalthebeln
der Europäischen Zentralbank sitzt,
der angekündigt hat, um jeden Preis
den Euro zu retten. Allein aus diesem
Grund ist der Notfall vorerst abgewen-
det und die Anleger spekulieren bis-
lang nicht auf denAbsturz Italiens.
Wenn nötig, würde der EZB-Chef auch
Geld drucken zu lassen, um einen
Staatsbankrott Italiens und damit das
Ende des Euro zu verhindern. Diese
Garantie beruhigt dieMärkte, sie hat
aber auch die italienische Politik ge-
lähmt. Diese kreist weiterhin um sich
selbst, anstatt die dringenden Proble-
me des Landes anzugehen.

Italien befindet sichweiterhin im
ökonomischen und sozialenNotstand.
Der drückt sich aus in steigender Ar-
beitslosigkeit (ca. 12 Prozent), inmo-
natlichmehr als tausend Firmen-
schließungen und Rezession statt
Wachstum.Nurmitwirtschaftlichem
Wachstumwird sich das Land aus der
Krise befreien können. Dazu bedarf es
einer aktiven und stabilen Regierung,
die aber weiterhin nicht in Sicht ist. Je-
der Tag, an dem die Fortführung struk-
tureller Reformen auf sichwarten
lässt, ist ein verlorener Tag.

Der italienische Karren versinkt
derweilen immer tiefer imMorast. Die
Anstrengungen, um ihn eines Tages
wieder in die Spur zu bringen, werden
dann umso größer seinmüssen.

● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ● ●

KOMMENTAR

BLOCKADEDie komplizierteWahl des Staatspräsidenten steht
symbolisch für den politischenNiedergang Italiens.

Ein Land versinkt
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VON JULIUS
MÜLLER-MEININGEN, MZ
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➥ Diskutieren Sie mit uns auf:
Facebook, Twitter und Google+
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WEITERE KOMMENTARE

Pflege-Bahr:Die Studie von Stiftung
Warentest hat nur bestätigt, was ohnehin
schon lange klar war. ➤ SEITE 2

Frauenquote:Der Bundestag hat eine
großeChance fürmehr
Gleichberechtigung verpasst. ➤ SEITE 5

Wohnungsverkäufe – gleichgültig, ob
von Bund, Ländern, landeseigenen Un-
ternehmen oder Kommunen – an pri-
vate Investoren sind aus meiner Sicht
falsch und kurzsichtig.Wir wissen aus
langjähriger Erfahrung, welche Konse-
quenzen der Verkauf öffentlicher
Wohnungsbestände für die betroffe-
nen Mieterinnen und Mieter, aber
auch für die Städte und Gemeinden
hat: Preiswerter Wohnraum geht ver-
loren, die Mieten steigen, in die Woh-
nungen wird weniger investiert, Wei-
terverkäufe und Umwandlungen in
Eigentumswohnungen drohen, die öf-
fentlichen Hände verlieren Einfluss-
möglichkeiten auf die örtlichen Woh-
nungsmärkte, das verkaufte Woh-
nungsunternehmen ist nicht länger
Partner und Ansprechpartner von
Stadtentwicklungsmaßnahmen, und
der öffentlichen Hand geht der direkte
Zugriff auf bezahlbare Wohnungen
verloren.

Angesichts aktuellerWohnungsnö-
te und rasant steigender Mieten in
Großstädten und Ballungsgebieten
brauchen wir gerade jetzt mehr und
zusätzliche bezahlbare, sozial gebun-
dene Wohnungen. Noch vor wenigen
Wochen hat der für Wohnungspolitik
zuständige Bundesminister, Dr. Peter

Ramsauer von der CSU, die Länder in
die Pflicht genommen, neue Sozial-
wohnungen und mehr preiswerte
Wohnungen, zum Beispiel für Studen-
ten, gefordert. Die Antwort aus Bay-
ern, die Antwort der Landesregierung:
Wir verkaufen unsere 32 000 Woh-
nungen an einen Immobilienkonzern.
Das heißt, zum Beispiel in München,
Nürnberg, Erlangen oder in Regens-
burg wird es jetzt, nach dem Verkauf
des wohnungspolitischen Tafelsilbers,
nicht mehr, sondern weniger bezahl-
bare und sozial gebundene Wohnun-
gen geben. Die Politik verschärft die
bestehenden Wohnungsprobleme
noch.

Nach dem Verkauf der 32 000
GBW-Wohnungen werden die Mieten
steigen. Insbesondere bei den so ge-
nannten Wiedervermietungsmieten,
also nach einem Mieterwechsel, dro-
hen Mietpreissteigerungen im zwei-
stelligen Prozentbereich. So war das
beiWohnungen, die die Patrizia vor ei-
nem Jahr in Baden-Württemberg ge-
kauft hat, und so ist es bei ehemals

bundeseigenen Wohnungen, die vor
wenigenWochen die TAG gekauft hat.
Die Käufer wollen und werden ihr Ge-
schäftmit denWohnungenmachen.

Daran ändert die so genannte Sozi-
alcharta überhaupt nichts. Die zeitlich
befristeten Regelungen zum Kündi-
gungsschutz oder zu Luxusmoderni-
sierungen klingen gut, bewirken aber
wenig. Sie sind nichts anderes als eine
Beruhigungspille für die betroffenen
Mieter. Notwendige Regelungen zu
Mieterhöhungen fehlen oder sind un-
zureichend. Bei Neu- oder Wiederver-
mietung einer Wohnung kann der
Vermieter an Miete nehmen, was er
will. Und in bestehenden Mietverhält-
nissen erlaubt die Sozialcharta unter
dem Strich Mieterhöhungen von 30
Prozent in 6 Jahren. Hier schützen das
Gesetz und die ortsübliche Vergleichs-
miete deutlich besser als diese Charta.

Richtig und vernünftig wäre es ge-
wesen, wenn Bayern die Wohnungen
seiner Landesbank übernommen oder
sie an das kommunale Konsortium
verkauft hätte. Warum die Übernah-
me des Landes nicht erlaubt, ein Kauf
der Kommunen aber möglich und ei-
ne Beteiligung des Landes an Patrizia
über die Landesstiftung auch zulässig
sein soll, ist für mich nicht nachvoll-
ziehbar. Und: Warum haben eigent-
lich Städte und Landesstiftung nicht
gemeinsam ein Angebot abgegeben?

KRITIKNach demVerkauf der
GBW-Wohnungenwird es
weniger bezahlbarenWohn-
raum geben.

Politik aufKostenderMieter

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!

➜ Die Außenansicht gibt die subjektive
Meinung des Autors wieder und nicht
unbedingt die der Redaktion.
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AUSSENANSICHT

LUKAS SIEBENKOTTEN
Der Autor ist Bundesdirektor des Deutschen

Mieterbunds (DMB).
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